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Nach dem Gesetz haben die Gemeinden das Recht, 
Straßenausbaukosten von den jeweiligen Anliegern zu 
erheben. Von diesem Recht wird selbstverständlich in 
jedem Falle Gebrauch gemacht werden müssen, wo es 
gilt, Sparsamkeit bis zum äußersten walten zu lassen. 
Unsere modernen Verkehrsmittel stellen an die aus­
gesprochenen Verkehrsstraßen freilich Anforderungen, 
die den bisherigen Gepflogenheiten zuwiderlaufen, 
und wenn wir bis in die jüngste Zeit in dem System 
der Anliegerbeiträge Mängel kaum erblicken konnten, 
so hat dies seinen Grund in der Bevorzugung der 
Mietblockbauweise, die der Randbebauung der ein­
zelnen Straßen günstig war. Je mehr der Eigenheim­
gedanke, die Stadtrandsiedlung, an Bedeutung ge­
winnt, u m  so unhaltbarer wird aber das bisherige 
Verfahren auf die Dauer sein.

Der Verkehrstechniker, der Städtebauer, wünscht 
keinesfalls eine Randbebauung wichtiger Verkehrs­
straßen. Denn mit jedem weiteren Hause, das das 
Verkehrsband säumt, häufen sich die Gefahren­
momente, ganz abgesehen davon, daß es für die A n ­
lieger nicht als angenehm bezeichnet werden kann, 
Tag und Nacht Verkehrsgeräusche und Erschütte­
rungen über sich ergehen zu lassen. Je bedeutsamer 
eine Verkehrsstraße ist, u m  so höher müssen außer­
dem die Geschosse einer Randbebauung steigen, u m  
bei großen Anliegerlasten eine Rentabilität zu gewähr­
leisten, u m  so stärker wird der Straßen- und ins­
besondere auch der Fußgängerverkehr sein. Hier be­
ginnt schon der Widerspruch. Die moderne Ver­
kehrsstraße kann, soll sie ihren Zweck erfüllen, nidit 
gleichzeitig Wohnstraße sein.

Andererseits wird es nur in den seltensten Fällen 
gelingen, in den Stadtrandgebieten ganze Straßenzüge 
unter Verzicht auf Wohnungen als ausgesprochene 
Geschäftsstraßen auszubauen. Je mehr die Stadtrand­
gebiete den Flachbaucharakter annehmen werden, u m  
so weniger ist damit zu rechnen, daß das Anlieger­
system beibehalten werden kann. Es sei hier nicht 
das Problem „Mietblockbau oder Flachsiedlung“ näher 
erörtert. Wer aufmerksam die neueste Entwicklung 
verfolgt, dürfte wohl keinesfalls im Zweifel darüber 
sein, daß die viel zu lange geübte Mietblockbauweise 
sich dann aus allgemeinwirtschaftlichen Gründen ver­
bietet, wenn die erstrebte Kleinstwohnung eine 
weitere Mietpreissenkung erfahren haben wird. Die 
breitesten Massen sind von der Siedleridee durch­
drungen, und es gilt, die notwendigen gesetzgebe­
rischen und technischen Maßnahmen vorzubereiten, 
u m  die sogenannten „wilden Siedlungen“ zu unter­
binden.

Beim Flachbau spielen nun die Anliegerbeiträge 
im Verein mit den Rohland-Erwerbskosten eine aus­
schlaggebende Rolle, wie überhaupt jeder einzelne 
Faktor, der verteuernd auf die Durchführung der 
Eigenheimidee wirkt, im Interesse des Volksganzen 
genauester Prüfung unterzogen werden müßte.

Einzelne Städte haben bereits einschneidende 
Maßnahmen zur Erleichterung der Durchführung von 
Eigenheimen getroffen, so z. B. Ettlingen-Baden und 
Bunzlau, und fast unwahrscheinlich günstig hört sich

an, was die „Deutsche Siedlerzeitung“ vom 16. Juni 
1931 von der Stadt Mainz mitteilt. Dort soll der Stadt­
rat beschlossen haben, alle baupolizeilichen Gebühren 
für Eigenheime zu erlassen. Außerdem soll die Stadt 
verbilligtes Baugelände zur Verfügung stellen, wenn 
ein Baulustiger ein eigenes Grundstück nicht besitzt. 
Straßen- und Kanalbaukosten sollen gestundet und er­
lassen, Strom-, Wasser- und Gasanschlüsse verbilligt 
werden. Auch für die Grundsteuer sollen Erleichte­
rungen erwogen werden. W o  ein derartiges Ent­
gegenkommen in Erwägung gezogen wird, da dürfte 
audi der letzte Schritt, die Frage einer Aufhebung der 
Anliegerbeiträge für ausgesprochene Verkehrsstraßen, 
die ein Siedlungsgelände durchschneiden, geprüft wer­
den müssen. Die Verkehrsstraße dient der Allgemein­
heit, und die Allgemeinheit muß dafür aufkommen, 
will man nicht den Eigenheimgedanken aufs neue 
unterbinden.

Ein Beispiel aus der P rax is, wie es in S tad tra n d ­
gebieten allen thalben  Vorkommen dürfte, möge die 
U nhaltbarkeit des System s der A nliegerbeiträge k en n ­
zeichnen. (Vgl. Abb.)

Das zwischen den beiden Bahnlinien Hamburg—  
Berlin und Hannover— Berlin im Stadtrandgebiet 
Berlin gelegene Grundstück ist im Bauzonenplan als 
Bauzone I verzeichnet, demnach für Flachbauten in 
lockerer Bauweise bestimmt. Verkehrsmaßnahmen 
zwingen zu der im Plan ersichtlichen Verkehrsstraße, 
die in Nord-Süd-Richtung beide Bahnlinien schneidet. 
Niveauübergänge verbieten sich naturgemäß von 
selbst, und es ist kaum mit der Möglichkeit zu rechnen, 
daß die Bahngleise gehoben und über die Straße ge­
führt werden. Infolgedessen wurde d e m  Unter­
zeichneten als Planbearbeiter von der zuständigen 
städt. Behörde nahegelegt, die Verkehrsstraße an den 
beiden Kreuzungspunkten so zu heben, daß sie in ent­
sprechender Höhe die Bahn iiberbrückt. Eine Straße
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von 18m Breite verursacht durch ein Anheben von 
durchschnittlich 4 m außerordentliche Anschüttungs- 
arbeiten, ganz abgesehen von den notwendigen tech­
nischen Bauten für die Überbrückung der Bahnkörper» 
Naheliegend ist, daß nadi üblidiem Verfahren etwaige 
spätere Anlieger für die Kosten aufkommen müssen, 
und es wäre daher notwendig, diese Verkehrsstraße 
mit einer mehrgeschossigen Randbebauung zu ver­
sehen. Soll jedoch dieses Verkehrsband den ihm zu­
gedachten Zwecke dienen, so ist es an sich grundsätz­
lich verkehrt, durch eine Randbebauung diese Straße 
zu belasten. Aus diesem Grunde wurde bei der Plan­
bearbeitung Wert darauf gelegt, nur die Rückseiten 
der Gärten an die Böschungen der Verkeilrsstraße an­
stoßen zu lassen, was erstens den Vorteil hat, daß sich 
eine möglichst glatte Abwicklung des Verkehrs voll­
ziehen kann, zweitens, daß bei etwa eintretender Not­
wendigkeit die Straße beliebig zu verbreitern ist.

Nun taucht die F rage auf: Ist es gerechtfertigt,
daß die Straßenbaukosten zwischen den beiden Über­
führungen auf die Gesam tzahl der Parzellen der Sied­
lung verte ilt bzw. abgew älzt w erden? Wie der Auf­
teilungsplan zeigt, b ietet die G esam tsituation ohnehin 
so viele technische Schwierigkeiten, daß die Ü ber­
nahm e der entstehenden Kosten der sogenannten 
H auptverkehrsstraße als unmöglich bezeichnet w erden 
muß. Die bereits viel um strittene F rage der An­
liegerbeiträge findet hier ein vortreffliches Schul­

beispiel, das deutlich zeigt, daß die bestehenden 
setze für den modernen Städtebau völlig unzureichend 
sind. Dieser Standpunkt wurde auch von den zu­
ständigen städt. Behörden für den vorliegenden Fall 
besonders anerkannt. Die Notwendigkeit einer ent­
sprechenden Gesetzesänderung wird seitens des 
Staates mindestens ebenso bejaht und hat seinen Aus­
druck gefunden in dem Referentenentwurf für das 
Städtebaugesetz, das leider eine Verwirklichung in 
irgendeiner Form bis heute nicht gefunden hat.

Der im Bilde gezeigte Fall dürfte keinesfalls ver­
einzelt auftauchen, im Gegenteil, die gleichen Schwie­
rigkeiten werden sich überall einstellen, w o  die Mach- 
bauweise in den Vordergrund tritt. Gegner der Flach­
bauweise werden im vorliegenden Falle einwenden, 
daß es nicht unbedingt notwendig erscheint, an dieser 
Stelle eine solche durchführen zu wollen. D e m  wäre 
entgegenzuhalten, daß erstens im Bauzonenplan aus­
drücklich auf den Flachbau verwiesen wird, daß 
zweitens in nächster iMacüParschaft die im Plan deut­
lich ersichtliche, westlich gelegene Flachsiedlung 
Staaken den Charakter der Gegend bestimmt.

Soll die Flachbauweise und mit ihr die Eigen­
heimbewegung eine kräftige Förderung erfahren, so 
scheint dringend geboten zu sein, die Frage des 
Städtebaugesetzes erneut und mit ganz besonderer 
Berücksichtigung des Charakters der Flachsiedlung 
in den Vordergrund des Interesses zu rücken. —

DAS URHEBERRECHT DES ARCHITEKTEN  
NACH  DEM  KUN STSCH UTZG ESETZ  VON  1907

DER PROZESS UM DEN NEUBAU DES EDEN-HOTELS IN BERLIN UND SEINE LEHREN 
VO N A S SE S SO R  DR. BERNH AR D A S C H E R , L A N D E S F IN A N Z A M T  BRESLAU

bauten jeder Art zu gestatten. Dann kann ihm nichts 
mehr geschehen. Bei Andeutung der oben erwähnten 
anderen Begründungsmöglichkeiten würden die Bau­
herren wahrscheinlich nicht auf solche Gedanken 
kommen!

Erw eiterungsbau  =  Nachbau? De n  seitlichen Er­
weiterungsbau sieht das Gericht als einen durch § 15 
des Kunstschutzgesetzes ohne Einwilligung verbotenen 
N a c h b a u  an. Nun ist es gewiß gleichgültig, ob ich 
in einer anderen Gegend oder nebenan den Bau eines 
Anderen nachalime. Aber das Gesetz versteht unter 
„Nachbau“ nur eine Unterart der Vervielfältigung. 
Hier aber handelt es sich nicht u m  eine solche, sondern 
u m  eine organische Erweiterung des ursprünglichen 
Baues. Der Anbau ist kein Bau n e b e n  d e m  ur­
sprünglichen, sondern einfach dessen Vergrößerung. 
Die Korridore gehen m. W. durch das neue Gesamt­
gebäude hindurch. Das Gericht sagt selbst, daß die 
Grenze zwischen d e m  alten und dem neuen Gebäude 
k aum zu erkennen ist. Bei der Aufstockung gibt es 
zu, daß diese kein Nachbau ist. W a s  aber ist die Auf­
stockung anderes als der Anbau, zumal wenn beide 
Teile gleicherweise unter genauer Anwendung der 
künstlerisdien Einzelheiten des alten Gebäudes ge­
schaffen wurden?

Es hat nämlich auch seine Nachteile, wenn m a n  in 
allem und jedem einen Nachbau erblickt. Denn nach 
§ 16 des Kunstschutzgesetzes ist die „freie B e ­
n u t z u n g  e in e s  W e r k e s  z u lässig, w e n n  
d a d u r c h  e i n e  e i g e n t ü m l i c h e  S c h ö p f u n g  
h e r v o r  ge b r a c h t  w i r  d“. Dieser Einwand wird 
natürlich bei jedem Nachbau-Vorwurf erhoben; das 
Gericht hat ihn im vorliegenden Falle verworfen. O b  
aber mit Recht? Die baulichen Einzelheiten des alten 
Gebäudes zeigten nichts Ungewöhnliches; es waren 
größtenteils Dinge, die im E i n z e l n e n  damals von 
den Architekten ganz allgemein verwandt wurden. 
Genau so wie L. unter „freier Benutzung“ solcher 
Einzelheiten eine zweifellos „eigentümliche“ Schöp­
fung hervorgebracht hatte, ließ sich das von dem 
Werk des Umbauers sagen. Aber es k ommt die grund­
sätzliche Frage hinzu: Liegt nicht in j e d e m  Umbau, 
der künstlerische Zwecke verfolgt, eine „eigentüm­
liche Schöpfung“? Gerade wenn trotz Erhaltung und 
sogar Wiederholung aller Einzelheiten das neue 
Ganze doch eine unzulässige „Änderung“ des ur-

Ein gutes U rteil mit gefährlicher Begründung.
Arch. Dipl.-Ing. M. E. Lesser baute 1911/12 das Hotel 
Eden in der Kurfürstenstraße in Berlin. 1929/30 läßt 
die Eigentümerin des Hauses dieses durch einen an­
deren Architekten aufstocken und auch seitlich auf 
neu zugekauftem Gelände vergrößern. Anbau und 
neue Stockwerke stimmen in ihrer Gestaltung ent­
sprechend den von der Baupolizei gestellten Forde­
rungen mit dem ursprünglichen Bau überein und 
bilden jetzt ein untrennbares Ganzes. Arch. L., den 
man vor dem U m b a u  nicht gefragt hatte, verklagt 
Eigentümerin und ausführenden Architekten auf 
Schadenersatz. Er hat den Prozeß gewonnen. (Urteil 
des LG. II, Berlin, 6. 0. 268/30 vom 30. Oktober 1930).

Sachlich ist dieses Ergebnis auf jeden Fall zu be­
grüßen, weil unstreitig  m it den künstlerischen E in­
fällen von L. neue wirtschaftliche W erte geschaffen 
w urden, ohne daß dieser davon etwas hatte . Das 
durfte  nicht sein. D er K ünstler muß das bekom men, 
was seiner Leistung entspricht, und es ist gut, daß 
ihm das G eridit dazu verhilft. A ber das konnte viel 
einfacher geschehen. Zum Beispiel hätte  das Gericht 
die Benutzung der L.schen E ntw ürfe als „Geschäfts­
führung ohne A uftrag“ ansehen und die E igentüm erin 
nach § 687 II BGB. auch so zum Schadenersatz v e r­
u rteilen  können. Auch m it § 826 BGB., § 812 BGB. 
oder m it dem Gesetz gegen den un lau teren  W ett­
bew erb w äre es gegangen. So aber, wie es h ier ge­
schah, half man einem A rchitekten, nicht aber der 
Architektenschaft. Durch die A r t  d e r  Begründung 
half m an nicht einm al dem K läger und ärgerte  den 
beklagten  A rchitekten ganz unnötig. Denn ist es für 
den klagenden A rdiitekten  etwa angenehm , wenn ge­
prüft, ob m it seinen e i g e n e n  P länen eine V er­
unzierung des Baues vorgenom m en w urde? W ürde 
er nicht viel lieber den S tandpunkt vertre ten , daß 
durch Benutzung seiner P läne der Bau zw ar v e r­
ändert, niem als aber verunziert w erden konnte? Und 
was sollte der beklagte A rchitekt eigentlich anderes 
tun, wo ihm doch die Benutzung des L.schen Entw urfs 
vorgeschrieben w ar?

F erner: der B auherr ist gewöhnlich wirtschaftlich 
stä rker als der Architekt. In Zukunft w ird er sich 
gegen einen solchen Prozeß schützen und den Archi­
tekten  vertraglich zwingen, ihm das U rheberrecht zu 
übertragen  und ihm alle  Ä nderungen, An- und Um-
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sprünglichen Werkes darstellt, dann ist eben trotz sehr nahe: „Die Beklagten mußten diese Änderungen 
dieser Bewahrung der Einzelheiten eine das Alte ver- vornehmen, also mußte der Kläger sie nach Treu und 
drängende eigentümliche Schöpfung mit Eigenwert Glauben dulden.“ Das Gericht hat hier eine analoge 
entstanden! Z u m  mindesten wäre eine solche Über- Anwendung des § 12,11 abgelehnt, weil es sich u m  
legung möglich gewesen; sie zeigt, wie gefährlich es „tief eingreifende Änderungen“ handelt. Ich gebe zu, 
ist, sich auf das Glatteis ..Nachbau“ zu begeben. diesen Grund nicht zu verstehen. Dann aber will es

W e n n  Juristen aufstocken. . . Ja, was tun sie einen Verstoß gegen Treu und Glauben seitens des 
dann wolil: Sie überlegen zuerst —  wie es hier das Klägers schon deshalb nicht annehmen, weil dieser
Landgericht getan hat — , ob darin ein Nachbau liegt, gar nicht gefragt worden ist (aber das verlangt § 12, II 
lassen das dahingestellt (und verneinen es in Wahr- nicht), und weil m a n  i h n ja hätte bitten können, die 
heit). Dann überlegen sie sich, ob es eine „Änderung“ Änderungen vorzunehmen. Aber wenn e r es auch 
des ursprünglichen Bauwerkes wäre und ob eine nicht anders hätte machen können? Die von mir an- 
solche verboten ist. Hierauf schütteln sie das Haupt gedeutete Überlegung scheint mir viel einfacher zu 
über das komische Kunstschutzgesetz; es verbietet sein. Zum mindesten glaube ich, daß jeles andere 
nämlich in § 12 „im Falle der Übertragung des Ur- Gericht sie angestellt hätte; dann hätte der Kläger, 
heberrechts“ d e m  Erwerber, Veränderungen a m  Bau gerade weil m a n  ihm durchaus mit d e m  geheimnis- 
vorzunehmen, sagt aber nicht, was geschieht, wenn vollen „Persönlichkeitsrecht“ helfen wollte, seinen 
das Urheberrecht n i c h t  übertragen wurde. In Prozeß verloren. Denn bei längerer Betonung des 
unserem Falle hatte L. das Urheberrecht, die „Eden- Satzes: „Wir mußten ja, wir konnten nicht anders 
Hotel G. m. b. H.“ ließ aber aufstocken, also ver- handeln, wie kann der Kläger aus unserer Zwangs­
ändern, weil sie E i g e n t ü m e r i n  war. D a  das läge Kapital schlagen?“ hätten sich schließlich unwill- 
Kunstschutzgesetz also hier nicht weiter hilft, baut der kürlich die richterlichen Sympathien auf die Seite der 
Jurist erst einmal ein Hilfsgerüst zum Aufstocken, in- Beklagten gestellt.
dem er die etw as mystische'Idee des Persönlichkeits- Wie schützt sich ein umbauender Architekt? Das
*1 n herbecholt. Das heißt: er gibt dem Künstler jcf ejne Preisfrage. Der umbauende Arch. R. fragte 
• + » * £ • ’ uber.da;s Kunstschutzgesetz hinaus Be- vor Baubeginn den Geschäftsführer der ..Eden-Hotel 

eintrachtigungen seines Kunstwerkes zu verbieten G  m . b. H.“, wie das eigentlich mit dem Urheberrecht 
.... UIji-if i , Jurisjt auf sein Bajugerust und von b_ stände. Er erhielt die Antwort, der Entwurf 

"! eE  ,, f. P. P.n', nterdessen aber hat sich gehöre der Firma und deswegen brauche er auf L.
* v. eranderung des § 1_ des Kunst- keine Rücksicht zu nehmen. Jetzt verlangte das Ge- 

, „ U„ Zj  S’ i ßZUr • rieht tatsächlich von R.. er hätte sich bei L. erkundigen
' S°r er m  Wahrheit gar nicht sollen. Aber darf sich ein Ardiitekt. der für eine 

™  P , X ’r ?b J[etr Bau, verändert, sondern ob er hochangesehene Firma baut, nicht auf deren Wort 
Hec Renel 2  lf i ! urdf  + ”D e r ^CUn Stll.rlS<ihe verlassen? Hätte es nicht wie ein unangebrachtes
stndcnn? fpfittPTi pr st K * 1 a *  “ Q Mißtrauen ausgesehen, wenn er hinter dem Rücken 
t t i  d £  f.L/ l- hcrabgesetzt ^ orden, der Firma zu U. gelaufen wäre? Und hätte die Firma
eiflner S e S f e ^ t W h  konnte es anscheinend aus ni(ht sofort R  hinausgeworfen, wenn sie das gehört 

a A  " le Sdl0n hätte? Es ist eine etwas bittere Beruhigungspille,
2 aJ ' ä die Aufstockung genau wenn das Gericht jetzt sagt, ein derartiges Ver-

J e d e  A u f s  toc k u n g  ist e iD e  V er- die Firma, ob mit Recht oder Unrecht, R. den Auftrag
s c h l e c h t e r u n g .  sofort entzogen hätte.

Denn mehr als eben die Unterteile genau zu wieder- So macht man einen Architekten unglücklich der
holen, ist nicht möglich u m  die Eigenart des Bau- hier m. E. gar nicht anders handeln konnte. Das war 
Werkes zu bewahren Baut man dieses neue Stock- nicht nötig. W e n n  man schon die Sache nur mit Hilfe 

anderenT Stil, so m u ß  erst recht eine Ver- des Kunstschutzgesetzes und des ..Persönlichkeits- 
schleAterung vorhegen. rechts“ lösen zu können glaubte, dann hätte man nicht

Hier aber liegt der Haken der Sache. Aufstockung noch unerfüllbare Anforderungen an die Korrektheit 
an sich ist eben nur Veränderung, nicht Verschlechte- des Umbauers zu stellen brauchen

,1: ¥ ,n,2,kr i  0l,\e P “  Ritter „11
1 eranderung, a u *  wenn «le nidit versckledKert. zu \ber d T A a n n  V P r i “'“ ".,'
verbieten, dann darf man nicht eine Aufstockung die w  rr . ^  gefährlichen und
unter Wahrung des „Gesichts“ des Kunstwerks ’ vor p a^f des Kunstschutzgesetzes und
sich geht, zur Verschlechterung stempeln Gewiß „ „ i ” i!rSO u ZiU sP,lelen- Denn manch-
werden die edlen, wohlüberlegten Proportionen des mal ?ebe° diese Waffen auch rückwärts los' 
alten Hauses dadurch zerstört. Aber ich glaube, daß ■ Es h ät te  L. geschehen können, daß das Gericht 
unser Proportionsgefühl sich in den letzten Jahren 1D1 Embau eine ireie Schöpfung erblickt hätte oder 
ganz erheblich verändert hat und daß wir aufgestockte ? n,e. -Änderung, die nach Treu und Glauben zu 
Häuser, gerade weil wir jetzt schon viele gesehen duk,en )var
haben, nicht mehr als proportionsgestört empfinden. , 1 , geschehen, daß m a n  ihm Handlungen

Wie will denn der Jurist, der ändern, aber nicht zur Seiegt hat, die er begehen m u ß t e ,
verschlechtern will, nun eigentlich aufstocken, ohne N are m a P zum Beispiel mit § 687.11 B G B  vor­
d e m  ersten Architekten einen Schadenersatzanspruch gegangen, so hatte m a n  nur geprüft, ob die Beklagt-n 
zuzubilhgen? Die Richter, die dieses Urteil gefällt v's ausgenutzt haben, als es im Sinne des
haben, werden sagen, das ginge überhaupt nicht. Aber Vertrages von 1911 lag, und hätte sie zu einem an- 
lrgendwie m  u ß es gehen. gemessenen Zusatzhonorar verurteilt, ohne daß alle

Zwang zum Umbau =  Zwang zu seiner Duldung- , ies,e Peinlichen Erörterungen nötig gewesen wären 
W a r u m  es gehen m u ß ?  Nun. weil die B a u -  Lnd de[ ei?entl,che Grund des Prozesses war ja auch 
Polizei hier verlangt hat. daß sich der U m bau in gar die ¡angebliche „Verschandelung“ sondern
c,er künstlerischen Gestaltung an das ursprüngliche Se.rade die sachgemäße Ausnutzung fremder Ideen 
Werk anschheßt, und weil Aufstockung und Anbau 0 , ? e t'Pfer- Für die Zukunft ist zu hoffen daß in 
hier aus zwingenden wirtschaftlichen Gründen nötig solchem Prozessen der wahre Kern, die w i r k l i c h e  
waren. Die Beklagten mußten also so bauen, wie sie * ° rd er u n g des Architekten, herausgeschält wird 
es taten; andere Möglichkeiten gab es kaum. § 12 des aber ein Scheinkern. Von d e m  hier e e ’
Kunstschutzgesetzes bestimmt aber: „Zulässig sind s®ehenen Verfahren hat niemand etwas und der 
Änderungen für die der Berechtigte seine Einwilli- Architektenschaft, im großen gesehen, erwächst hier 
gung nach Treu und Glauben nicht versagen kann.“ aus nur Schaden. —
Jetzt liegt bei der an sich möglichen analogen An- N a c h s e h r i f c ä O T <5 u • * + 1 
wendung des § 12,11 folgender Gedankengang doch stehen ebenfalls auf dem^Standpunkt,^



der durdi eine Einigung der Parteien erledigt und 
nicht in die Berufungsinstanz gekommen ist, eine er­
freuliche und eine bedauerliche Seite hat: eine ert£p“: 
liehe insofern, als hier der nicht allzu häufige Pal 
eingetreten ist, daß dem Werk des Architekten ein 
Schutz zugesprochen worden ist, eine unerfreuliche,

weil die Entscheidung vor allem in ihrer Begründung 
auch nach unserer Auffassung über das Ziel hinaus­
schießt und der Gesamtheit der Architekten eher 
schaden als nützen wird. Mit allen Einzelheiten des 
vorliegenden Aufsatzes wollen wir uns übrigens nicht 
identifizieren. —

WOHNUNGSBAU
Die g e m e in n ü tz ig e n  B a u g e n o sse n sc h a f te n  in 

Schwierigkeiten. Als wir vor einiger Zeit die Zu­
nahme der leerstehenden Neubauwohnungen beson­
ders in Groß- Berlin, erörterten, wurde bald daraut 
von den amtlichen Stellen bzw. von der Wohnungs­
fürsorge-Gesellschaft in Berlin die von uns seinerzeit 
geschätzte Zahl von etwa 5000 bis 6000 leerstehenden 
Neubauwohnungen widerrufen und die Zahl derselben 
als ganz erheblich geringer hingestellt. Im Laufe der 
letzten Monate dürfte die von uns seinerzeit an­
genommene Zahl der leerstehenden Neubauwoh­
nungen überschritten worden sein, da, wie aus Äuße­
rungen maßgebender Kreise hervorgeht, die Mieter 
aus den älteren Neubauwohnungen ausziehen und in 
Neubauwohnungen einziehen, die im letzten Jahre 
mit billigeren Mieten erstellt worden sind. Das dem 
so ist, beweist uns ein Rundschreiben des R e v i ­
s i o n s v e r b a n d e s  g e m e i n n .  B a u g e n o s s e n ­
s c h a f t e n  (Dewog-RevisionsVereinigung), das der­
selbe kürzlich an die Öffentlichkeit versandt hat. In 
einer E n t s c h l i e ß u n g  der Bezirksversammlung 
des Revisionsverbandes gemeinnütziger Baugenossen­
schaften vom 4. Juli d. J. heißt es u. a.:

Die andauernde Verschlechterung der Wirtschafts­
lage birgt für den gemeinnützigen Kleinwohnungsbau 
schwere Gefahren in sich. Waren Ende Dezember
1930 die Mietrückstände noch als durchaus normal an­
zusprechen, so w ä c h s t  ihr P r o z e n t s a t z  in
1931 v o n M o n a t  zu M o n a t  trotz des vorbildlichen 
Opferwillens der Genossenschaftsmitglieder und trotz 
der Tatsache, daß in vielen Fällen von Krisen- und 
Wohlfahrtsunterstützten die Hälfte und mehr ihres 
Einkommens als Miete an die Genossenschaft ab­
geführt wird.

Andererseits entstehen infolge des Sinkens der 
Baukosten die größten Schwierigkeiten für den W o h ­
nungsbau aus Jahren hoher Baukosten- und Hypo­
thekenzinsen, deren Mieten e r h e b l i c h  h ö h e r  
sind als die der jetzt erbauten Kleinwohnungen. 
Bereits Wandern an vielen Orten Mieter aus den 
älteren in neue Wohnungen ab: Bauten aus früheren 
Jahren werden demnach durch leerstehende W o h ­
nungen völlig u nr e n t a b e l .

Diesen Schwierigkeiten kann durch Maßnahmen 
der ö f f e n t l i c h e n  H  a n d begegnet werden, ins­
besondere durch G e w ä h r u n g  v o n  Z ins Z u ­
s c h ü s s e n  sowie durch H e r a b s e t z u n g  d e r  
Z i n s e n  bzw. V e r z i c h t  auf die V e r z i n s u n g  
der für den gemeinnützigen Wohnungsbau hergegebenen 
öffentlichen Mittel. Die a m  4. Juli 1931 im Gewerk­
schaftshaus Berlin versammelte Bezirksversammlung 
des Revisionsverbandes gemeinnütziger Baugenossen­
schaften (Dewog-Revisionsvereinigung), Bezirk Berlin, 
fordert deshalb Reichs- und Staatsregierung auf, gegen 
die bestehenden Gefahren geeignete Sdiritte zu er­
greifen. —

Mit anderen Worten: Die „Gemeinnützigen“ sehen 
eine Rettung nur noch durch eine S u b v e n t i o n  
der ö f f e n t l i c h e n  H a n d ,  gegen die besonders 
in der letzten Zeit von allen baugewerblichen Kreisen 
scharf Stellung genommen worden ist. Es wäre sehr 
interessant, wenn sich zu dieser Frage, die über kurz 
oder lang dem Baugewerbe neue finanzielle Opfer 
aufbürdet, die W o h n u n g s f ü r s o r g e g e s e l l ­
s cha f t  B e r l i n  einmal äußern würde. —

BAUSTATISTIK
Starker Rückgang der Bautätigkeit im Mai 1931.

Im Mai 1931 ist der Wohnungsbau gegenüber dem 
Vormonat nach den Angaben des Statistischen Reichs­
amtes erheblich zurückgeblieben. In den deutschen 
Groß- und Mittelstädten wurden insgesamt 6700 W o h ­

nungen, d.h. 3100 =  32 v. H. w e n i g e r  fertiggestellt 
als im April dieses Jahres.

Die Zahl der B a u a n t r ä g e  hat im Mai gegen­
über dem Vormonat u m  7 v. H. zugenommen. B a u  ­
e r l a u b n i s s e  wurden im Mai für 5350 Wohnungen 
erteilt, mithin 150 mehr als im April. Die Zahl der 
B a u b e g i n n e  erfuhr mit 6600 neu in Angriff ge­
nommener Wohnungen gegenüber d e m  April eine 
Steigerung von 55 v. H.

Der umbaute R a u m  betrug bei den im Mai fertig­
gestellten N i c h t w o h n g e b ä u d e n  886000 cbm 
gegen 1 199 000cbm im April. Das B a u v o l u m e n  
blieb im Mai bei den fertiggestellten öffentlichen Ge­
bäuden mit 121 000cbm u m  55 v. H., bei den gewerb­
lichen Bauten mit 765 000cbm u m  18 v. H. hinter dem 
Vormonat zurück.

In sämtlichen Gemeinden mit über 10 000 Ein­
wohnern wurden im Mai 8500 Wohnungen gegenüber 
11 500 im April d. J. fertiggestellt; auf die Städte mit 
über 50 000 Einwohnern entfallen davon 80 v. H., d. h. 
10 v. H. weniger als im Mai des Vorjahres. Der A n ­
teil der Groß- und Mittelstädte an den Bauvoll­
endungen in sämtlichen Gemeinden mit über 10000 Ein­
wohnern ist von Januar bis Mai von 1930 auf 1931 von 
89 v. H. auf 85 v. H. gesunken. Auf 10 000 Wohnungen 
des g e s a m t e n  Wohnungsbestandes Anfang 1950 be­
zogen, wurden in den Städten mit 10 000 bis 50 000 Ein­
wohnern 8 Wohnungen, in den Groß- und Mittel­
städten außer Berlin 10 Wohnungen und in Berlin 
16 Wohnungen im Mai 1931 fertiggestellt. —

RECHTSAUSKÜNFTE
B augeschäft H. in S. ( A n s p r ü c h e  aus e i n e m  

B a u v e r t r ag .)
T atb estand  und F ra g e . D as B a u g esch ä ft fe r t ig te  Zeichnungen  

für den  U m bau e in e s  G eb äu d es und  d en  K osten an sch lag  für die 
M au rerarb eiten . A u f W unsch  d es  B au h errn  übernahm  der 
U n tern eh m er ab er au ch  d ie  A u ssch re ib u n g  d er ü b r igen  A rbeiten  
u nd d ie  Z ah lu n gen  an d ie  U n tern eh m er . D ie  A rb eiten  w urden  
b e i b esch rän k ter  S u b m issio n  v er g eb en , d ie  n ied r ig ste n  A ngebote  
in  einem  K o sten an sch lag  z u sa m m en g este llt , dazu  e in e  Pausch- 
sum m e fü r U n v o r h e rg eseh en es . D u rch  A u sfü h ru n g  w eiterer  
A rb eiten  au f V era n la ssu n g  d es  B au h errn  w u rd e  n ich t nur dieser  
P au sch b etrag  a u fgeb rau ch t, son d ern  d arü b er h in a u s  noch ein  
B etrag, trotzd em  der U n tern eh m er fü r se in e  M ü h ew altu ng  k einen  
A u fsch la g  gem ach t hatte.

D er B au h err w e ig e r t  s ich , den  B etrag  zu b eza h le n  und w ill 
nur d ie  K osten  in  H öh e d er v o rh er ig en  A u fs te llu n g  vergüten , 
tro tzd em  aus d ie ser  k la r  h erv o r g eh t, daß d ie  A brech n un g nach  
A ufm aß er fo lg en  so lle .

Ist d ie  N ach ford eru n g  d es  U n tern eh m ers b er e c h tig t  und kann  
er , fa lls  es zum  P rozeß  kom m t, au ch  fü r  d ie  Z eich n u n gen  und 
d ie  M ü h ew altu ng m it den  e in z e ln en  H a n d w e rk sm e is tern  e in e  
V ergü tu n g  fordern?

A n tw ort. D er  In h a lt Ihrer V ere in b a ru n g en  m it dem  B auherrn  
is t  aus Ihrer A n frage n ich t k lar  e r s ic h tlic h . Ich  n eh m e an , daß 
S ie  e in en  T e il d er B au au sfü h ru n g  se lb s t  zu b ew ir k e n  h a tten  und, 
so w e it d ie  T ä tig k e it  an d erer  H a n d w e rk sm e is ter  er fo r d e r lich  w ar, 
d ie  A u ssch re ib u n g , R ech n u n gsp rü fu n g  und  B eza h lu n g  fü r  den  
B auherrn  ü bern om m en  h a tten , daß S ie  a lso  n i c h t  G en era l­
u n tern eh m er w aren , m it dem  d er B au h err a lle in  zu tun h a tte , 
und daß S ie  n ich t im e ig en en  N am en  und fü r  e ig e n e  R ech n un g  
den  an d eren  H a n d w erk sm eistern  g eg e n ü b er  h a n d elten .

W enn d ie  E n d su m m e d es  K o sten a n sc h la g es  n ich t a ls  fe s ter  
P re is  vere in b art is t , v ie lm eh r  d ie  B eza h lu n g  nach  A ufm aß der  
ta tsä ch lic h e n  g e le is te te n  M assen  e r fo lg en  s o llte , m uß d er B au h err  
auch  e in en  d ie  E n dsum m e d es  K o sten a n sc h la g es  ü b e rste ig e n d en
B etrag  b eza h le n , w en n  sich  au s dem  A ufm aß e in  h ö h e rer  B etrag
erg ib t. In jed em  F a lle  muß er M eh rarb e iten  b eso n d er s  v e r ­
gü ten , d ie  auf se in en  W unsch  über d ie  im  A n sch lä g e  v o r ­
g eseh en en  h in au s g e le is te t  w o rd en  sind.

l'ü r  d ie  Z eich n u n gen  w erd en  S ie  e in e  b e so n d er e  V ergü tu n g  
n ich t ver la n g en  k ön n en , w en n  S ie  d ie se  — o h n e  V ere in b aru n g  
b eson d erer  B ezah lu n g  — a n g e fe r t ig t  h ab en , um  d en  B au au ftrag  
zu erh a lten . D a g eg en  k ön n en  S ie  — w en n  S ie  n ich t G en era l-  
u ntern eh m er w aren  — für d ie  A u ssch re ib u n g en  und  R ech n u n g s­
p rü fu n gen  e in e  a n g em essen e  E n tsch ä d ig u n g  fo rd ern , w e il  d er ­
a rtig e  L eistu n gen  n ich t o h n e  b eso n d er e  V erg ü tu n g  a u sg e fü h rt  
zu w erd en  p fleg e n . —

R ech tsa n w a lt D r . P au l G 1 a s s , B er lin .
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